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Langer Weg 
aus dem Tal?

I ' 
i

Hans-Jürgen Schmahl

Die Diskrepanz der w irtschaftlichen Entwicklung zwischen West- und Ostdeutschland ist 
nicht geringer geworden; hier herrscht Boom, dort Krise. In den alten Bundesländern hat a l

lerdings eine Verlangsamung der gesam twirtschaftlichen Expansion begonnen, und in den 
neuen ist der Rückgang eher flacher geworden. Nach dem gemeinsamen Urteil der W irtschafts
forschungsinstitute im Frühjahrsgutachten zur w irtschaftlichen Entwicklung in Deutschland 
wird das im weiteren Verlauf dieses Jahres deutlicher werden. Zur Verlangsamung im Westen 
tragen sowohl die Abkühlung der W eltkonjunktur als auch die Steuer- und Sozialabgabenerhö
hungen bei. In Ostdeutschland dagegen nähert sich die w irtschaftliche Entwicklung dem T ief
punkt. Die Institute betonen jedoch, daß die Frage, wann der T iefpunkt der gesam tw irtschaftli
chen Entwicklung durchschritten sein und wie kräftig die w irtschaftliche Erholung ausfallen 
wird, immer noch nicht eindeutig zu beantworten ist.

W eshalb man sich mit einer Prognose für Ostdeutschland so schwer tut, gerät in der öffentli
chen Diskussion oft aus dem Blickfeld. Es handelt sich eben nicht um ein konjunkturzyklisches 
Phänomen, sondern um eine radikale Umstellung der W irtschaft vom Ordnungsprinzip Zentral
verwaltungswirtschaft auf das Ordnungsprinzip M arktw irtschaft und zugleich um einen ein
schneidenden Strukturwandel. Eine auf weitgehende Autarkie ausgerichtete W irtschaft mit un
terentwickeltem Dienstleistungssektor muß ihre Struktur den Bedingungen internationaler Ar
beitsteilung und dienstleistungsbetonter Nachfrage anpassen. Dabei fehlt es, anders als in e i
ner konjunkturellen Krise, dank enormer Finanztransfers aus den alten Bundesländern nicht an 
Nachfragepolential. Doch das Einkommen wird zu einem erheblichen Teil für Produkte aus 
W estdeutschland ausgegeben, weil das heim ische Angebot nicht den neuen Ansprüchen ent
spricht, zuweilen auch aus weniger rationalen Gründen. Mit aller Deutlichkeit zeigt sich also, 
daß die Probleme auf der Angebots- und nicht auf der Nachfrageseite liegen, um eine beliebte 
Schablone zu benutzen. Der Verlauf einer Krise der Anpassung an eine neue W irtschaftsord
nung und -Struktur ist jedoch mit Hilfe der üblichen nachfrageorientierten Prognoseinstrumente 
nicht vorherzusagen.

In der Ö ffentlichkeit herrscht wohl der Eindruck, daß die bisherige Entwicklung in der ehema
ligen DDR vollkommen falsch eingeschätzt worden ist. Das trifft jedoch in dieser Verallgem ei
nerung nicht zu. Vielmehr war es unter Fachleuten unbestritten, daß die ostdeutsche W irtschaft 
dem Wettbewerb mit der westdeutschen ohne den Schutz eines W echselkurses -  der weit un
terhalb 1:1 hätte liegen müssen -  nicht gewachsen sein würde. Zahlreiche Unternehmenszu
sammenbrüche und erhebliche Arbeitslosigkeit wurden daher von vornherein erwartet, wenn 
auch im allgemeinen nicht in der Dimension, die sich nun abzeichnet. Seit dem vergangenen 
Herbst jedoch, nachdem der desolate Zustand der ostdeutschen W irtschaft in seinem ganzen 
erschreckenden Ausmaß bekannt geworden war, sind auch die quantitativen Auswirkungen auf 
Produktion und Beschäftigung bzw. Arbeitslosigkeit einigermaßen zutreffend eingeschätzt wor
den. Die damals von den fünf großen W irtschaftsforschungsinstituten gestellte Prognose für die 
w irtschaftliche Entwicklung Ostdeutschlands im Jahre 1991 braucht bisher nicht nennenswert 
revidiert zu werden. Es stimmt also nicht, wenn heute gelegentlich behauptet wird, die Institute
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hätten m it zu optim istischen Prognosen die Regierung falsch beraten. Abgesehen davon war 
jene Prognose dem damaligen Bundeswirtschaftsm inister nicht einmal optim istisch genug; er 
rügte sie öffentlich als zu pessim istisch.

Gründlich unterschätzt worden ist dagegen zunächst der Aufwand an öffentlichen Mitteln, 
wie er sich nun als erforderlich erweist. (Ausnahmen gab es, aber sie gingen im allgemeinen 
von Verwendungsvorstellungen aus, die sich bisher nicht bestätigt haben.) Diese Schätzungen 
orientierten sich vor allem an dem Bedarf für die Infrastruktur, wobei angenommen wurde, daß 
die Fähigkeit zur Ausführung von Infrastrukturvorhaben in Ostdeutschland und damit auch der 
M ittelbedarf für diesen Zweck vorerst sehr begrenzt sein w ürde; das hat sich auch bestätigt. Für 
die Abdeckung von Defiziten bei den laufenden Ausgaben wurde zwar ebenfalls ein Bedarf ge
sehen, vor allem in der Sozialversicherung. Aber das wurde für eine kurzfristige Erscheinung 
gehalten; der Begriff „Anschubfinanzierung“ belegt es. Diese Einschätzung hat sich als funda
mentaler Irrtum erwiesen. Die tatsächlichen Transfers öffentlicher Mittel aus West- nach O st
deutschland beliefen sich 1990 auf fast 50 Mrd. DM und dürften 1991 den Betrag von 100 Mrd. 
DM übersteigen. Der größte Teil davon fließt in laufende Ausgaben konsumtiver Art.

Die enorme Unterschätzung des Bedarfs an öffentlichen Transfers vor Beginn der W irt- 
schafts- und W ährungsunion m it der damaligen DDR fand ihren sichtbaren Niederschlag im 
Fonds Deutsche Einheit; die dort fixierten Beträge erscheinen aus heutiger Sicht als geradezu 
lächerlich. Die Fehleinschätzung hatte viele Gründe. Ein wichtiger Grund war die Tatsache, daß 
der desolate Zustand der ostdeutschen W irtschaft so nicht bekannt war Ein kaum weniger 
w ichtiger war, daß die Umstellungsfähigkeit der Menschen erheblich überschätzt wurde; die 
jahrzehntelange Gängelung hat offenbar tiefere Spuren hinterlassen, als man es sich im 
Westen vorstellen konnte. W ahrscheinlich sind auch die Konsequenzen der Währungsunion, 
die faktisch eine starke Aufwertung der ostdeutschen Währung bedeutete, unterschätzt wor
den. Und schließlich kamen Einflüsse hinzu, die te ils gar nicht, te ils nicht voll vorhersehbar 
waren, nämlich der schnelle Zusammenbruch des RGW, der w irtschaftliche Niedergang des 
größten Handelspartners der DDR -  der Sowjetunion und last but not least die schnelle An
näherung der ostdeutschen Löhne an das westliche Niveau -  und das nach der starken Quasi- 
Aufwertung der ostdeutschen Währung.

Der Zusammenhang zwischen Arbeitskosten, also Lohnhöhe zusammen mit der Produkti
vität, und Beschäftigung ist w issenschaftlich nicht mehr um stritten; die Erfahrung hat ihn in a l
len Ländern bestätigt. Lohnangleichung zwischen Ost- und W estdeutschland ohne Produktivi
tätsangleichung heißt weniger Beschäftigung als sonst möglich wäre. In einem gemeinsamen 
W irtschaftsgebiet sind große -  d.h. über das auch in den alten Bundesländern übliche Maß 
hinausgehende -  regionale Lohnunterschiede allerdings nur möglich, wenn die M obilität der Ar
beitskräfte gering ist. Anfangs wurde mit einer hohen M obilität der ostdeutschen Arbeitskräfte 
gerechnet, doch die bisherige Erfahrung spricht eine andere Sprache. Das wird nicht zuletzt da
ran liegen, daß bei niedrigen Mieten der Wechsel in den Westen nur begrenzte Vorteile hat; 
uneingeschränkt bieten sie sich nur für Pendler. Die geringe M obilität hat aber sicherlich auch 
andere Gründe, die nichts mit dem Mietenvorteil zu tun haben. Die Löhne in Ostdeutschland 
brauchten also nicht schnell zu steigen. Damit verweigert man keine Wohltat, denn dies ist 
keine. Die zu schnelle Anhebung der Löhne hat vielm ehr zur Folge, daß vielen die Beschäfti
gungschance vorenthalten wird. Um Mißverständnissen vorzubeugen: Die Lohnpolitik ist nur 
ein Faktor unter mehreren, sie kann nur einen Beitrag zur Lösung der Probleme leisten. Aber 
der ist außerordentlich wichtig.

V ieles ist inzwischen auf den Weg gebracht worden, was den Rückgang in Ostdeutschland 
stoppen und eine Wende zum Besseren herbeiführen kann. Es geht nun zweifellos nicht um 
„noch mehr (öffentliches) G eld“ und noch mehr Vergünstigungen für Investoren, sondern um 
Zupacken. Wenn der Tiefpunkt der Entwicklung tatsächlich bald erreicht werden sollte, dann al
lerdings nicht zuletzt wegen der m it hohem Aufwand an öffentlichen M itteln ermöglichten 
Aufrechterhaltung von Betrieben, die am Markt noch nicht bestehen können. Das kann nur ein 
Zwischenstadium auf dem Weg zu einem sich selbst tragenden Aufschwung sein, auf den es 
letztlich ankommt. Der Weg könnte lang werden.
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